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Qualifizierte Anlagerichtlinien für die Geldanlagen der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart  

 
 
 
I. Geltungsbereich 
 
Die qualifizierten Anlagerichtlinien gelten für die Diözese Rottenburg-Stuttgart 
(Körperschaft des öffentlichen Rechts), sowie deren unselbständige Einrichtungen 
und Sonderrechnungen/-vermögen. 
 
 
II. Allgemeine Grundsätze 
 
1. Der Vermögensbegriff i. S. d. Richtlinie umfasst alle Geldmittel des 

Umlaufvermögens und Kapitalanlagen des Anlagevermögens 
(Vermögensanlage) der Diözese Rottenburg- Stuttgart, deren unselbständige 
Einrichtungen und Sonderrechnungen/-vermögen. Ausgenommen hiervon sind 
Immobilien (Grund und Boden sowie Gebäude in direktem Eigentum), 
Beteiligungen, die der kirchlichen Aufgabenerfüllung dienen, sowie weitere 
Sachanlagen. 

 
2. Das kirchliche Vermögen dient dauerhaft und langfristig der Erfüllung kirchlicher 

Aufgaben. Für dessen Anlage gelten folgende Grundsätze der Sicherheit, 
Rentabilität, Liquidität und Nachhaltigkeit: 

• Die vorhandenen Mittel sollen mittelfristig entsprechend eines 
Kapitalerhaltungskonzepts ungeschmälert, mindestens nominal, erhalten 
bleiben. 

• Es sollen Erträge aus der Vermögensanlage erzielt werden, welche 
mittelfristig über der Inflationsrate liegen.  

• Die Zahlungsfähigkeit ist jederzeit sicherzustellen. Hierbei sind durch 
Liquiditätsplanungen die Bedarfe, welche sich aus zweckgebundenen 
Positionen der Passivseite ergeben, zu beachten. 

• Die Anlage erfolgt verantwortungsbewusst und im Einklang mit 
nachhaltigen Gesichtspunkten. 

 
3. Die folgenden Anlagerichtlinien dienen der Definition einer zielgerichteten 

Anlagepolitik und sollen Grundlage für die zukünftigen Anlageentscheidungen 
sein. Ziel der Richtlinie ist es, das Risiko der Kapitalanlage zu begrenzen und 
eine nachhaltige Rendite zu erzielen.  
 

4. Zugunsten einer hohen Transparenz und eines geringen Verwaltungsaufwandes 
sollen die Kapitalanlagen möglichst überschaubar gestaltet werden. Darüber 
hinaus sollen die Kosten der Umsetzung in einem angemessenen Rahmen 
gehalten werden, um die Rendite nicht übermäßig zu schmälern.  
 
 

III. Anlagegrundsätze für das Umlaufvermögen 
 

Der ermittelte Liquiditätsbedarf ist über die folgenden Anlageformen dem 
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Umlaufvermögen zugeordnet. Mindestens die Höhe der Betriebsmittelrücklage 
sowie die kurz-/mittelfristigen Bedarfe der zweckgebundenen Positionen der 
Passivseite (Rücklagen, Rückstellungen, Sonderposten, Treuhandvermögen) unter 
Berücksichtigung der Eintritts-/Abrufwahrscheinlichkeit sind als liquide Mittel 
vorzuhalten. Ebenfalls sollen die Fristigkeiten der jeweiligen Verbindlichkeiten sowie 
prognostizierte Abweichungen im Haushaltsvollzug berücksichtigt werden. 
 
Zur Vermeidung einer hohen Liquidität, bspw. in Marktsituationen mit Negativzinsen, 
kann im Rahmen des Liquiditätsmanagements eine Kontoführung im Soll bis zur 
Höhe einer vereinbarten Kreditlinie oder die Vereinbarung eines Zwischenkredits 
erfolgen, sofern die Zahlungsfähigkeit jederzeit sichergestellt ist und eine 
Überziehung wirtschaftlich sinnvoll und vertretbar ist. Die Höhe der Überziehung 
wird durch die Summe der Anlagen mit Laufzeiten bis zu einem Jahr beschränkt 
und ist durch Rückflüsse aus Anlagen sukzessive abzuschmelzen/auszugleichen. 
Folgende Formen sind zulässig: 
 

• Bankeinlagen (Laufzeiten bis 1 Jahr): Anlagen mit Laufzeiten bis zu einem 
Jahr auf Konten (u.a. Giro-/Kontokorrentkonto, Tagesgeld, Termingeld, 
Sparbuch) von Kreditinstituten 

 
• Geldmarktfonds: Anlagen in Geldmarktfonds. 

 
 
IV. Anlagegrundsätze für das Anlagevermögen 

 
Bei den Kapitalanlagen ist auf eine ausreichende Diversifikation, d. h. Mischung und 
Steuerung der einzelnen Anlageklassen, Einzeltitel und deren Emittenten zu achten. 
Ebenso ist eine ausreichende Steuerung der schuldnerspezifischen und 
liquiditätsbezogenen Risiken sicherzustellen. Bei der Anlage in Aktien und 
Unternehmensanleihen ist eine globale, regionale sowie sektorale Diversifikation 
anzustreben. 
 
Grundsätzlich dürfen Kapitalanlagen sowohl in Form von Direktanlagen als auch 
über Investmentfonds erfolgen. Eine Anlage in Misch-, Spezialfonds und 
Vermögensverwaltungen, die eine oder mehrere Anlageklassen abbilden, ist unter 
Wahrung der definierten Maximalquoten je Anlageklasse zulässig. 
 
Die in der Anlagerichtlinie aufgeführten Quoten stellen den maximalen 
Handlungsrahmen dar. 
 
Die Maximalquoten gemäß dieser Anlagerichtlinien gelten für den Zeitpunkt des 
Erwerbs. Das gesamte Portfolio der Finanzanlagen ist halbjährlich auf seine 
Richtlinienkonformität zu überprüfen. Sofern Überschreitungen der Maximalquoten 
durch Marktentwicklungen entstehen, ist im Rahmen der mittelfristigen Planung und 
Steuerung eine Rückführung unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Interessen 
innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten vorzunehmen. Eine Überschreitung der 
Quote aufgrund Zusammenlegung/Fusionen ist hierbei unschädlich, sofern die 
Überschreitung durch Fälligkeiten sukzessive abgeschmolzen/ausgeglichen 
werden. 
 
Sämtliche Anlagen und Quoten beziehen sich auf die Gesamtkapitalanlagen des 
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Rechtsträgers nach Buchwerten. 
 
Die Basiswährung der Vermögensanlage ist Euro. 
 
Die Diözese will die ideelle Orientierung auch in einem bewussten Umgang mit 
ihrem Finanzvermögen zum Ausdruck bringen. Anlagen, die im Widerspruch zu den 
Zielen der Diözese Rottenburg-Stuttgart stehen, sind zu vermeiden. Kapitalanlagen 
sollen nachhaltigen Kriterien entsprechen. Hinsichtlich der Nachhaltigkeit sind 
ökologische, ökonomische und soziale Aspekte zu berücksichtigen, die 
gewährleisten, dass Investitionen zur Sicherung der Lebensgrundlage künftiger 
Generationen beitragen. 

 
1. Währungen 
 
Fremdwährungsrisiken außerhalb des Euro sind ausschließlich im Rahmen von 
Investmentfonds zulässig. 
 
Offene Fremdwährungspositionen sind bis zu 15 % des Gesamtvermögens 
zugelassen; dabei ist auf eine ausgewogene Streuung zu achten. Darüber 
hinausgehende Fremdwährungspositionen dürfen nur über vollständig gesicherte 
Fonds erworben werden. 
 
2. Aktien 
 
a) Aktien dürfen nur im Rahmen von Anlagen in Investmentfonds erworben 

werden. 
 
b) Die Aktienquote darf zwischen 0 % und 15 % bezogen auf die 

Vermögensanlagen betragen. 
 
c) Bei der Aktienanlage ist grundsätzlich eine angemessen hohe Diversifikation 

anzustreben.  
 
3. Immobilien 
 
a) Die Immobilienquote bezogen auf die Immobilienfonds darf bis zu 15 % 

bezogen auf die Vermögensanlagen betragen. Geschlossene Immobilienfonds 
sind nicht zulässig 

 
b) Der Direktbestand an Immobilien ist von diesen Vorschriften unberührt und ist 

nicht an die Maximalquote gemäß Ziff. 3. Nr. 1 anzurechnen. 
 
4. Renten/Festverzinsliche Wertpapiere 

 
Bis zu 100 % des Finanzvermögens darf in festverzinsliche Anleihen öffentlich-
rechtlicher Emittenten in Deutschland (u. a. Bundes- und Länderanleihen, Anleihen 
von Gebietskörperschaften und Landesbanken) sowie in vom deutschen Staat 
garantierte Anleihen und deutsche Pfandbriefe investiert werden. Eine 
Höchstgrenze von 25 % je Emittent bezogen auf die Vermögensanlagen darf nicht 
überschritten werden. 
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Bis zu 50 % des Finanzvermögens darf in Bankanleihen privater und 
genossenschaftlich organisierter Kreditinstitute angelegt werden, sofern diese ein 
Mitglied einer inländischen Einlagensicherung sind oder durch einen inländischen 
Garantiefonds gesichert sind. Eine Höchstgrenze von 10 % je Emittent bezogen auf 
die Vermögensanlagen darf in diesem Bereich nicht überschritten werden. 
 
Bis zu 25% des Finanzvermögens darf in internationale Staatsanleihen von 
Industriestaaten sowie Covered Bonds mit einem Mindestrating BBB-  (gem. 
Standard & Poors oder einer vergleichbaren Gesellschaft) investiert werden. Eine 
Höchstgrenze von 10 % je Emittent bezogen auf die Vermögensanlagen darf in 
diesem Bereich nicht überschritten werden. 
 
Bis zu 50 % bezogen auf die Vermögensanlagen dürfen in Rentenfonds mit einem 
Durchschnittsrating von mindestens A- investiert werden. Hierbei soll auf eine 
ausreichende Streuung bei der Wahl der Emittenten geachtet werden. 
 
Nullkuponanleihen und diskontierte Wertpapiere dürfen nicht erworben werden. 
Anleihen mit Kündigungsstruktur sind zulässig, soweit eine maximale Laufzeit auf 
Basis eines letztmöglichen Tilgungstermins (Fälligkeit) definiert ist. Papiere ohne 
festen Tilgungstermin sind nicht zulässig 
 
5.  Unternehmensanleihen 
 
Bis zu 30 % der Vermögensanlagen darf in Anleihen oder Schuldscheindarlehn mit 
einem Mindestrating von BBB- (gem. Standard & Poors oder einer vergleichbaren 
Gesellschaft) investiert werden. Eine Höchstgrenze von 2,5 % je Emittent bezogen 
auf die Vermögensanlagen darf in diesem Bereich nicht überschritten werden. 
Fondsanlagen in Unternehmensanleihen mit ausreichender Streuung sind zu 
bevorzugen. Das Durchschnittsrating muss mindestens BBB- sein. 
 
Anleihen mit Kündigungsstruktur sind zulässig, soweit eine maximale Laufzeit auf 
Basis eines letztmöglichen Tilgungstermins (Fälligkeit) definiert ist. Papiere ohne 
festen Tilgungstermin sind nicht zulässig. 
 
6. Emerging Market Anleihen 
 
Bis zu 15 % der Vermögensanlage darf in Emerging Market Anleihen investiert 
werden. Fondsanlagen in Emerging Market Anleihen mit ausreichender Streuung 
sind zu bevorzugen. 
 
7. Mikrofinanzen 
 
Bis zu 10 % der Vermögensanlage darf in Mikrofinanzfonds investiert werden. Bei 
Mikrofinanzfonds muss nachweislich ein soziales Investment vorliegen. 
 
8. Illiquide Anlagen 
 
Bis zu 5 % der Vermögensanlage darf in illiquide Anlagen investiert werden. 
 
a) Infrastruktur 

• Direktanlage 
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Zu bevorzugen sind Infrastrukturprojekte, die einen positiven Beitrag zu einer 
nachhaltigen Entwicklung leisten, z. B. Investments in erneuerbare Energien 
und die dazu gehörende Infrastruktur. Bei Direktanlagen mit einem Volumen 
> 10 Mio. EUR wird ein Nachhaltigkeitsgutachten in Auftrag gegeben, um die 
ESG-Qualität des Infrastrukturprojekts zu analysieren. Die Ergebnisse des 
Gutachtens fließen in die Investmententscheidung ein. 

• Fondsanlage 
Infrastrukturfonds, die bei der Auswahl geeigneter Infrastrukturobjekte ESG-
Kriterien berücksichtigen, sind zu bevorzugen. 

 
b) Private Equity 
Der Fokus bei Private Equity ist auf Fonds zu richten. Dabei sind es grundsätzlich 
Fonds, die bei der Auswahl der Beteiligungen ESG-Kriterien berücksichtigen. 
 
9.  Sonstige Anlageformen 
 
Finanzinstrumente, die in den Anlagerichtlinien nicht ausdrücklich aufgeführt sind, 
werden der Anlageklasse zugerechnet, der sie am nächsten kommen. 
Ausnahmeregelungen werden in V. Organisationsstruktur dieser Richtlinie 
bestimmt. 
 
10.  Sonstiges 

 
• Derivate dürfen nicht direkt erworben werden. 
• Bei Anlagen in Aktien-, Renten-, Mikrofinanz-, Immobilien- und Mischfonds 

müssen neben den bereits bei den jeweiligen Anlageklassen genannten 
Voraussetzungen nachfolgende Vorgaben gemeinsam erfüllt sein: 
• Aktive gemanagte Investmentfonds (Aktien-, Renten-, Mikrofinanz-, 

Immobilien- und Mischfonds): 
o Vertriebszulassung für Deutschland 
o Mindestgröße des Fonds > 45 Mio. EUR 
o tägliche Preisermittlung und halbjährliches Reporting 
o möglichst chronologisch verfolgbare Erfolgs- und Erfahrungsgeschichte 

(Track Record) > 3 Jahre  
• Passive, börsengehandelte Investmentfonds (ETF): 

o Vertriebszulassung für Deutschland 
o ETF müssen das Basisinvestment replizieren. Es sind keine ETF auf 

Basis von Finanzderivaten zugelassen (geswapte ETF) 
o Mindestgröße der Fonds > 45 Mio. EUR 
o Auflage des Fonds mindestens 1 Jahr vor dem Anteilserwerb 

• Bei Mischfonds sind die Aktien- und Rentenanlagen auf die entsprechenden 
Anlagegrenzen anzurechnen und die Ratingvorgaben und 
Fremdwährungsbeschränkungen sind insgesamt einzuhalten. 

• Die prozentualen Anteile beziehen sich auf die Kurswerte der Anlagen. Bei der 
Anlage in Mischfonds und Vermögensverwaltungen sind deren prozentuale 
Anteile den o. g. Anlageklassen zuzurechnen. 

 
 
V. Organisationsstruktur 
 
1. Diözese Rottenburg-Stuttgart und deren Sondervermögen/-rechnungen 
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Die Organisation der Vermögensanlagen gliedert sich in operative und strategische, 
beratende und kontrollierende Zuständigkeiten. Die Verantwortlichkeiten basieren 
auf den rechtlichen Grundlagen, die für die nachfolgend beschriebenen Gremien 
und Aufgabenträger Geltung beanspruchen.  
 
Der Diözesanrat der Diözese Rottenburg-Stuttgart ist die Steuervertretung 
(Diözesansteuervertretung) im Sinne des § 9 des baden-württembergischen 
Kirchensteuergesetzes (KiStG) vom 15.06.1978 in dem Umfang, wie er in der 
jeweils gültigen Fassung der Kirchensteuerordnung der Diözese Rottenburg-
Stuttgart – KiStO festgelegt ist. Er bildet gemäß § 1 Nr. 5 der Satzung des 
Diözesanrats Diözesanausschüsse unter Beiziehung von Sachverständigen und in 
Zusammenarbeit mit den bestehenden Einrichtungen und Ämtern. Er gibt diesen 
Ausschüssen Aufträge für ihre Tätigkeit und nimmt ihre Arbeitsberichte entgegen. 
Für die Beratung von Themenmit finanzielle Konsequenzen ist ein Finanzausschuss 
des Diözesanrats eingerichtet (§ 9 Satzung des Diözesanrats). Als dessen 
Unterausschuss wurde der Anlageausschuss durch den Diözesanrat eingesetzt.  
 
Die Verwaltung von Vermögen der Diözese obliegt gemäß dem Organisationserlass 
der Hauptabteilung XV – Finanzen und Vermögen, Abteilung 
Vermögensverwaltung, des Bischöflichen Ordinariats. Die einzelnen 
Aufgabenerfüllungen und Verantwortlichkeiten werden nachfolgend dargestellt.  
 
a) Operative Verantwortung der Vermögensanlage 
 
Im Rahmen der operativen Umsetzung der Anlageformen werden die Allokation im 
Rahmen von Richtlinien festgelegt. Für die Umsetzung und die Einhaltung dieser 
Richtlinien trägt die Abteilung Vermögensverwaltung der Hauptabteilung XV - 
Finanzen und Vermögen des Bischöflichen Ordinariats die Verantwortung. Das 
operative Management der Kapitalanlagen erfolgt im Rahmen der abgestimmten 
Strategien durch die Abteilung Vermögensverwaltung. 
 
Zu den Aufgaben der Abteilung Vermögensverwaltung gehören darüber hinaus 
insbesondere: 
 

• Verwaltung und Steuerung der Geldanlagen. 
• Eigen- und letztverantwortliche Vornahme der Handelsgeschäfte im Rahmen 

der Anlagegrundsätze und Kapitalmarktbeobachtung. 
• Kapitalmarktanalyse mit umfassender Beobachtung und Analyse aller 

relevanten Kapitalmärkte, der Zinsentwicklungen, der Geldmarktpolitik der 
Europäischen Notenbanken und weiterer relevanter Faktoren und 
Umsetzung in die Entscheidungen zur Auswahl von Emittenten, Laufzeiten 
und Anlageklassen. 

• Steuerung und Weiterentwicklung des Risikomanagements von 
Adressenausfallrisiken/Bonitätsrisiken im Hinblick auf mögliche Verluste, 
auch unter Betrachtung des Einlagensicherungssystems; Steuerung von 
Marktpreisrisiken im Hinblick auf mögliche Marktpreisminderungen, die durch 
die Veränderung von Preisen an den Finanzmärkten entstehen können, z. B. 
durch Simulation von Zinsänderungen. 

• Steuerung von Liquiditätsrisiken im Hinblick darauf, dass stets eine 
ausreichende Liquidität vorhanden ist. 
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• Unterrichtung des Anlageausschusses über die grundsätzlichen 
Angelegenheiten der Geldanlagen des Diözesanhaushalts (sog. Mandant 1) 
sowie der vom Diözesanverwaltungsrat  verwalteten Rücklagen für  den 
kirchengemeindlichen Kirchensteueranteil (sog. Kirchensteuerverteilung - 
Mandant 2). 

 
Die Dienst- und Fachaufsicht des Leiters der Hauptabteilung XV – Finanzen und 
Vermögen für die Abteilung Vermögensverwaltung bleibt unberührt. 
 
Im Rahmen eines Spezialfonds oder Vermögensverwaltungsvertrags können diese 
Aufgaben an Dritte delegiert werden. Dabei gelten diese Anlagerichtlinien auch für 
die Dritten. 
 
b) Strategische Ausrichtung und Überwachung der Vermögensanlage 
 
Der Anlageausschuss als Unterausschuss des Finanzausschusses ist strategisch, 
überwachend sowie beratend tätig. Er trägt durch seine fachliche Beratung 
wesentlich dazu bei, dass das Kapitalvermögen entsprechend der Anlagerichtlinie in 
einem strukturierten, transparenten und disziplinierten Anlageprozess investiert und 
verwaltet wird. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 

• Festlegung der grundlegenden Anlagestrategie auf der Grundlage der 
Kapitalmarktanalyse der Hauptabteilung  XV – Finanzen und Vermögen, 
Abteilung Vermögensverwaltung, sowie Beratung der Kapitalmarktlage und 
der Entwicklung der Geldanlagen unter Berücksichtigung der diözesanen 
Anlagerichtlinien. 

• Überwachung der Einhaltung der Anlagerichtlinien, Entgegenahme und 
Erörterung folgender Berichte und Information zu:  

o Kapitalmarktanalyse mit umfassender Beobachtung und Analyse aller 
relevanten Kapitalmärkte, der Zinsentwicklungen, der Geldmarktpolitik 
der Europäischen Notenbanken und weiterer relevanter Faktoren und 
Umsetzung in die Entscheidungen zur Auswahl von Emittenten, 
Laufzeiten und Anlageklassen 

o Steuerung und Weiterentwicklung des Risikomanagements von 
Adressenausfallrisiken/Bonitätsrisiken im Hinblick auf mögliche 
Verluste, auch unter Betrachtung des Einlagensicherungssystems; 
Steuerung von Marktpreisrisiken im Hinblick auf mögliche 
Marktpreisminderungen, die durch die Veränderung von Preisen an 
den Finanzmärkten entstehen können, z. B. durch Simulation von 
Zinsänderungen. 

o Steuerung von Liquiditätsrisiken im Hinblick darauf, dass stets eine 
ausreichende Liquidität vorhanden ist. 

o Unterrichtung des Finanzausschuss und 
Diözesanvermögensverwaltungsrat über die grundsätzlichen 
Angelegenheiten der Geldanlagen des Diözesanhaushalts (sog. 
Mandant 1) sowie der im Ordinariat verwalteten Rücklagen für die 
Kirchengemeinden (sogenannte Kirchensteuerverteilung / Mandant 2). 

• Festlegung von Grundsätzen für die Geldanlagen auf der Grundlage der von 
der Hauptabteilung XV – Finanzen und Vermöge, Abteilung 
Vermögensverwaltung, entwickelten Entwürfe. Die Hauptabteilung XV – 
Finanzen und Vermögen, Abteilung Vermögensverwaltung hat ein 
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Vorschlagsrecht. 
• Beauftragung der Abteilung Vermögensverwaltung mit der Aufbereitung von 

relevanten Informationen für den Finanzausschuss des Diözesanrats.  
• Überwachung der Einhaltung der Grundsätze.  
• Anhörungs- und Vorschlagsrechts zur diözesanen Anlagerichtlinie. 
• Die Letztentscheidungsrechte des DVVR und der Sitzung des Bischöflichen 

Ordinariats bleiben unberührt. 
 
c) Berichterstattung 
 
Die Abteilung Vermögensverwaltung berichtet vierteljährlich an den 
Anlageausschuss.  
 
Der Anlageausschuss berichtet zweimal im Jahr gegenüber dem 
Diözesanvermögensverwaltungsrat (DVVR) und dem Finanzausschuss, auch 
hinsichtlich der Einhaltung dieser Anlagerichtlinien. Im Rahmen der Berichte über 
die Geldanlagen hat der Finanzausschuss und/oder der DVVR die Möglichkeit, 
grundlegende Entscheidungen über die weitere Ausrichtung der Geldanlagen beim 
Mandanten 1 – Diözese  und 2 - Kirchensteuerverteilung zu treffen. 
 
Bei außergewöhnlichen Entwicklungen geschieht die jeweilige Berichterstattung 
auch außerhalb regulärer Sitzungen oder des gewöhnlichen Berichtsturnus. 
 
Auf Basis dieser Berichterstattungen wird dem Diözesanrat im Rahmen des 
Diözesanhaushaltsplans ein Bericht über die Geldanlagen zur Beratung vorgelegt. 
Die Hauptabteilung XV – Finanzen und Vermögen, Abteilung Vermögensverwaltung 
bringt dazu einen Entwurf in den Anlageausschuss und den Finanzausschuss zur 
Beratung und Zustimmung ein. Inhalt sind in der Regel unter anderem der aktuelle 
Stand der Ratings der börsennotierten Wertpapiere sowie die Darstellung der 
Emittentenstruktur. Auch sollen die wesentlichen Berichtsinhalte der Spezialfonds 
einfließen. 
 
2. Kirchlicher Hilfsfonds 

 
Die Zuständigkeiten für den Kirchlichen Hilfsfonds ergeben sich bezüglich der 
operativen Verantwortung für die Vermögensanlagen, der strategischen 
Ausrichtung, der Überwachung der Vermögensanlagen und der Berichterstattung 
aus der vom Diözesanverwaltungsrat (DVR) beschlossenen Satzung für den 
Kirchlichen Hilfsfonds in der jeweils geltenden Fassung. 
Der Verwaltungsrat des Kirchlichen Hilfsfonds berichtet zweimal im Jahr gegenüber 
dem Diözesanvermögensverwaltungsrat (DVVR) über die Kapitalentwicklung der 
getätigten Anlagen, über getroffene Anlageentscheidungen, über den 
Risikoquartalsbericht sowie die Einhaltung dieser Anlagerichtlinien 
 
VI. Risikomanagement 
 
Als Bestandteil eines aktiv gesteuerten Kapitalanlageprozesses hat das 
Risikomanagement, das von der Hauptabteilung XV – Finanzen und Vermögen, 
Abteilung Vermögensverwaltung, wahrzunehmen ist, unter Berücksichtigung sich 
verändernder Kapitalmarktsituation regelmäßig wiederkehrend zu prüfen, ob die 
Gewichtung der Anlageklassen sowie die Deckung finanzieller Ansprüche 
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gewährleistet ist.  
 
In die Risikobetrachtung sind folgende übliche Risiken der Kapitalanlage 
einzubeziehen: 

• Marktpreisrisiken 
• Konzentrationsrisiken (je Emittent, Kreditinstitut, Objekt, Branche, Region 

u.a.) 
• Liquiditätsrisiken  
• Kredit- bzw. Bonitätsrisiken, Adressenausfallrisiken 
• Abwicklungsrisiken 
• sonstige relevante Risiken (z. B. Ertragsrisiken, operationale Risiken). 

 
Über die Risiken, die mit einer Anlageentscheidung einhergehen, sind 
entsprechende Informationen bspw. bei der Bank oder über die wesentlichen 
Anlegerinformationen bei Fondsanlagen einzuholen. Die Beratung durch einen 
qualifizierten Bankberater stellt vor dem Hintergrund der beschriebenen Komplexität 
einen wichtigen Baustein des Risikomanagements dar. Die Beratung sowie die 
wesentlichen Anlegerinformationen sind entsprechend zu dokumentieren. 
 
 
VII. Ausnahmeregelung, Zuständigkeit 
 
Der DVVR entscheidet über die Anlagerichtlinien. Einzelne Restriktionen dieser 
Anlagerichtlinien können im Ausnahmefall individuell durch einen Beschluss des 
DVVR geändert werden, ohne dass die kompletten Anlagerichtlinien neu gefasst 
werden müssen. 
 
Der DVVR berät und entscheidet in Ausnahmefällen über Anlagen, die von den 
Anlagerichtlinien abweichen, nachdem unter Einbeziehung des jeweiligen 
Überwachungsorgans (V. Organisationsstruktur) der DVVR durch die Abteilung 
Vermögensverwaltung umfassend über die aktuellen Gegebenheiten durch Vorlage 
entsprechender Unterlagen informiert wurde. 
 
Der DVVR kann nach Einholung eines Votums des Anlageausschusses auf der 
Grundlage der Berichte über die Vermögensanlagen die grundlegenden 
Entscheidungen über die weitere Ausrichtung der Vermögensanlagen treffen. 
 
 
VIII. Inkrafttreten  
 
Diese Richtlinie tritt mit Wirkung zum 01.01.2026 in Kraft.  
 
28. November 2025 
 
Diözese Rottenburg-Stuttgart 
 
 


